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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Marion STEINER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Benedikta TAURER sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde
von XXXX , geboren am XXXX , bevollmachtigt vertreten durch den Kriegsopfer- und Behindertenverband fur Wien,
Niederdsterreich und Burgenland (KOBV), gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Niederdsterreich, vom 13.07.2021, OB: XXXX, betreffend die Abweisung des Antrages auf Feststellung der
Zugehorigkeit zum Kreis der begunstigten Behinderten gemaR § 2 und 8 14 Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG),
beschlossen:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid behoben und die Angelegenheit gemal § 28 Abs. 3 2.
Satz VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fUr Soziales und Behindertenwesen
zuruickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text


file:///

Begrundung:
l. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer stellte am 24.04.2021 (einlangend) beim Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen
(Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge: belangte Behdrde) unter Vorlage eines Befundkonvolutes

einen Antrag auf Feststellung der Zugehdrigkeit zum Personenkreis der beglinstigten Behinderten.

1.1. Zur Uberprifung des Antrages wurde seitens der belangten Behérde ein Sachverstéandigengutachten einer Arztin
far Allgemeinmedizin, basierend auf der personlichen Untersuchung des Beschwerdefiihrers am 27.04.2021, mit dem

Ergebnis eingeholt, dass der Gesamtgrad der Behinderung in Hohe von 40 vH bewertet wurde.
Die Funktionseinschrankungen wurden folgendermalien beurteilt:

Lfd. Nr.

Funktionseinschrankung

Position

GdB

01

Folgesymptomatik nach Talus-und Clavikulafraktur links 2004, nach Sprunggelenksverletzung links durch Treppensturz
05/2019

Unterer Rahmensatz, den funktionellen Beeintrachtigungen im linken Sprung-und linken Schultergelenk entsprechend;
inkludiert die Defektheilung mit Exostosenbildung und die Thoraxasymmetrie.

02.02.02

30 vH

02

Hinweise auf hirnorganisches Psychosyndrom nach schwerem Schadel-Hirntrauma 10/2004
Unterer Rahmensatz, da psychopathologisch stabil, keine durchgehende Therapie erforderlich.
03.05.04

30 vH

03

Trochlearisparese rechts seit 2004

Mittlerer Rahmensatz, da Auftreten von Doppelbildern beim Blick nach links.

11.01.03

20 vH

Gesamtgrad der Behinderung

40 vH

1.2.  Im Rahmen des seitens der belangten Behérde mit Schreiben vom 14.06.2021 gemaR§ 45 Abs. 3 AVG erteilten
Parteiengehdrs zum Ergebnis der Beweisaufnahme erhob der Beschwerdefiihrer keine Einwendungen.

1.3.  Mit dem angefochtenen Bescheid vom 13.07.2021 wies die belangte Behdérde aufgrund des in H6he von 40 vH
festgestellten Grades der Behinderung den Antrag des Beschwerdefihrers auf Feststellung der Zugehdrigkeit zum
Personenkreis der beglinstigten Behinderten gemal 8 2 sowie § 14 Abs. 1 und 2 BEinstG ab.

Dem Bescheid wurde der eingeholte Sachverstandigenbeweis in Kopie beigelegt.

2. Gegen diesen Bescheid wurde vom Beschwerdefihrer mit E-Mail vom 13.08.2021 - fristgerecht und unter
Vorlage eines Konvolutes an Unterlagen - das Rechtsmittel der Beschwerde erhoben.


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45

3. Die gegenstandliche Beschwerde und der Bezug habende Verwaltungsakt wurden von der belangten Behorde
dem Bundesverwaltungsgericht am 20.08.2021 zur Entscheidung vorgelegt.

3.1.  Mit Schreiben vom 24.08.2021 gab der Beschwerdefihrer die Vollmacht des KOBV bekannt.

3.2.  Mit Schreiben vom 14.09.2021 Gbermittelte der Beschwerdefiihrer - durch seine bevollmachtigte Vertretung -
einen Antrag auf Einholung eines orthopadischen Sachverstandigengutachtens zusatzlich zu einem
neurologisch/orthopadischen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemald 8 19b Abs. 1 BEinstG
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht in Verfahren Gber Beschwerden in Rechtssachen in den Angelegenheiten
des 8 14 Abs. 2 durch den Senat. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Gber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (8 1 leg.cit.).

Gemal &8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
§§8 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdal} anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemalR 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein

Erkenntnis zu fallen ist.

Gemal § 29 Abs. 1 zweiter Satz VwGVG sind die Erkenntnisse zu begrinden. Flr BeschlUsse ergibt sich auss 31 Abs. 3

VWGVG eine sinngemal3e Anwendung.
ZUA)

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden,

1. wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat gemalR8 28 Abs. 3 VwWGVG das Verwaltungsgericht im Verfahren
Uber Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behorde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlickverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,

von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

§ 28 Abs. 3 2. Satz VwWGVG bildet damit die Rechtsgrundlage flir eine kassatorische Entscheidung des

Verwaltungsgerichtes.

Der Verwaltungsgerichtshof geht in standiger Rechtsprechung vom prinzipiellen Vorrang einer meritorischen
Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte aus (vgl. u.a. 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, Ra 2015/01/0123 vom
06.07.2016).
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Nach der Bestimmung des § 28 Abs. 2 Z 1 VwGVG kommt bereits nach ihrem Wortlaut die Aufhebung eines Bescheides
einer Verwaltungsbehdrde durch ein Verwaltungsgericht nicht in Betracht, wenn der flr die Entscheidung mal3gebliche
Sachverhalt feststeht (vgl. auch Art. 130 Abs. 4 Z 1 B-VG). Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der
entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehordlichen Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn
sich aus der Zusammenschau der im verwaltungsbehordlichen Bescheid getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt
mit den dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten) mit dem Vorbringen in der gegen den Bescheid

erhobenen Beschwerde kein gegenlaufiger Anhaltspunkt ergibt.

Ist die Voraussetzung des§ 28 Abs. 2 Z 1 VwWGVG erfiillt, hat das Verwaltungsgericht (sofern die Beschwerde nicht

zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist) "in der Sache selbst" zu entscheiden.

Das im§& 28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berlcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
verlangt, dass von der Maoglichkeit der Zurlckverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden

Ermittlungslicken Gebrauch gemacht wird.

Eine Zuruckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher
insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit
unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des malRgebenden Sachverhalts (vgl. 8 37 AVG) lediglich véllig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen
lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht, vgl. Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in:
Holoubek/Lang (Hrsg), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die
Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73 f).

Der angefochtene Bescheid erweist sich in Bezug auf den zur ermittelnden Sachverhalt aus folgenden Grinden als
grob mangelhaft:

Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorlibergehenden korperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist,
die Teilhabe am Arbeitsleben zu erschweren. Als nicht nur vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als
voraussichtlich sechs Monaten (8§ 3 BEinstG).

Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kérperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. (8 4 Abs. 1 Einschatzungsverordnung BGBI. Il Nr. 261/2010

auszugsweise)

Das Gutachten hat neben den persénlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung flur die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten. (§ 4 Abs. 2 Einschatzungsverordnung BGBI. Il Nr. 261/2010)

Als Nachweis fur die Zugehdorigkeit zum Kreis der beglinstigten Behinderten gilt die letzte rechtskraftige Entscheidung
Uber die Einschatzung des Grades der Minderung der Erwerbsfahigkeit mit mindestens 50 vH

a) eines Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen (der Schiedskommission) bzw. des Bundesamtes flr
Soziales und Behindertenwesen oder der Bundesberufungskommission im Sinne des
Bundesberufungskommissionsgesetzes, BGBI. | Nr. 150/2002, oder des Bundesverwaltungsgerichtes;

b) eines Tragers der gesetzlichen Unfallversicherung bzw. eines nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,BGBI.
Nr. 104/1985, zustandigen Gerichtes;

) eines Landeshauptmannes (des Bundesministers flir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz) oder des
Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen in Verbindung mit der Amtsbescheinigung gemalR § 4 des
Opferfiirsorgegesetzes;
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d) in Vollziehung der landesgesetzlichen Unfallfirsorge (8 3 Z 2 Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
BGBI. Nr. 200/1967).

Die Feststellung des Grades der Minderung der Erwerbsfahigkeit im Nachweis gilt zugleich als Feststellung des Grades
der Behinderung. Die Zugehdrigkeit zum Personenkreis der begunstigten Behinderten ( 8 2 ) auf Grund der in lit. a bis d
genannten Nachweise erlischt mit Ablauf des dritten Monates, der dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt,
sofern nicht der begunstigte Behinderte innerhalb dieser Frist gegenliber dem Bundesamt flr Soziales und
Behindertenwesen erklart, weiterhin dem Personenkreis der nach diesem Bundesgesetz begunstigten Personen

angehoren zu wollen. (8 14 Abs. 1 BEinstG)

Liegt ein Nachweis im Sinne des Abs. 1 nicht vor, hat auf Antrag des Menschen mit Behinderung das Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen den Grad der Behinderung nach
den Bestimmungen der Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) einzuschdtzen und bei Zutreffen der im § 2
Abs. 1 angeflUhrten sonstigen Voraussetzungen die Zugehorigkeit zum Kreis der nach diesem Bundesgesetz
beglinstigten Behinderten (8 2) sowie den Grad der Behinderung festzustellen. Hinsichtlich der arztlichen
Sachverstandigen ist 8 90 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBI. Nr. 152, anzuwenden. Die Beglinstigungen
nach diesem Bundesgesetz werden mit dem Zutreffen der Voraussetzungen, frihestens mit dem Tag des Einlangens
des Antrages beim Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen wirksam. Sie werden jedoch mit dem Ersten des
Monates wirksam, in dem der Antrag eingelangt ist, wenn dieser unverziglich nach dem Eintritt der Behinderung (Abs.
3) gestellt wird. Die Beguinstigungen erléschen mit Ablauf des Monates, der auf die Zustellung der Entscheidung folgt,
mit der der Wegfall der Voraussetzungen fir die Zugehorigkeit zum Kreis der beglnstigten Behinderten rechtskraftig
ausgesprochen wird. (8 14 Abs. 2 BEinstG)

Maligebend fur die Entscheidung Uber den Antrag des Beschwerdeflhrers auf Feststellung der Zugehdrigkeit zum
Personenkreis der begunstigten Behinderten ist die Feststellung der Art und des AusmafBes der beim
Beschwerdefiihrer vorliegenden Gesundheitsschadigungen sowie in der Folge die Beurteilung des Gesamtgrades der
Behinderung.

Der Beschwerdeflhrer hat bereits mit dem Antrag auf Feststellung der Zugehorigkeit zum Personenkreis der
beglinstigten Behinderten medizinische Beweismittel in Vorlage gebracht, welche dem orthopadischen,
neurologischen und psychiatrischen Formenkreis betreffen und zudem in seinem Antrag angefuhrt, an
dementsprechenden Einschrankungen zu leiden.

Die belangte Behérde hat zur Uberprifung des Gesundheitszustandes des Beschwerdefiihrers jedoch lediglich ein
allgemeinmedizinisches Sachverstandigengutachten eingeholt. Zwar besteht kein Anspruch auf die Zuziehung von
Sachverstandigen eines bestimmten medizinischen Teilgebietes, jedoch ist das im vorliegenden Fall von der belangten
Behorde eingeholte Sachverstandigengutachten zur Beurteilung des beim Beschwerdefiihrer vorliegenden
psychologischen und orthopddischen Beschwerdebildes nicht geeignet. Aufgrund der vorliegenden medizinischen
Unterlagen liegen konkrete Anhaltspunkte vor, dass zusatzlich zur erfolgten Einholung eines
Sachverstandigengutachtens der Fachrichtung Allgemeinmedizin, jedenfalls die Einholung von Gutachten der
Fachrichtungen Orthopadie sowie Neurologie und Psychiatrie unbedingt erforderlich ist, um eine vollstandige und
ausreichend qualifizierte Prifung des Gesundheitszustandes des Beschwerdeflhrers (auch im Hinblick auf eine
mogliche wechselseitige Leidensbeeinflussung der festgestellten Gesundheitsschadigungen) zu gewahrleisten. Die
alleinige Heranziehung eines Sachverstandigen der Fachrichtung Allgemeinmedizin durch die belangte Behdrde ist
somit offensichtlich sachwidrig erfolgt.

Es ist nicht nachvollziehbar, warum die belangte Behdrde darauf verzichtet hat, das Ermittlungsverfahren dahingehend
zu erweitern, Gutachten der Fachrichtungen Orthopadie sowie Psychiatrie/Neurologie einzuholen.

Daruber hinaus ist das durch die belangte Behorde eingeholte allgemeinmedizinische Sachverstandigengutachten
hinsichtlich der Beurteilung der beim Beschwerdeflhrer vorliegenden Leidenszustande und somit auch bezuglich der
Beurteilung des Gesamtleidenszustandes nicht ausreichend begrindet. Das eingeholte allgemeinmedizinische
Sachverstandigengutachten enthdlt zwar eine Zusammenfassung relevanter vom Beschwerdeflihrer vorgelegter
medizinischer Beweismittel unter auszugsweiser Zitierung der Inhalte, die Sachverstandige hat sich aber mit den
Inhalten nicht weiter bzw. nicht umfassend auseinandergesetzt. So ist dem Gutachten nicht zu entnehmen, in welcher
Form bzw. welchem AusmaR diese bei der Beurteilung des Grades der Behinderung bericksichtigt wurden.
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Der eingeholte medizinische Sachverstandigenbeweis vermag daher die verwaltungsbehordliche Entscheidung nicht
zu tragen. Ein Gutachten bzw. eine medizinische Stellungnahme, welche Ausfihrungen darlber vermissen lasst, aus
welchen Grianden der arztliche Sachverstandige zu einer Beurteilung gelangt ist, stellt keine taugliche Grundlage fur die
von der belangten Behorde zu treffende Entscheidung dar (VwGH 20.03.2001,2000/11/0321). Die seitens des
Bundesverwaltungsgerichtes erforderliche Uberprifung im Rahmen der freien Beweiswirdigung ist auf dieser

Grundlage daher nicht méglich.

Aus den dargelegten Grinden ist davon auszugehen, dass die belangte Behdérde notwendige Ermittlungen des
Sachverhaltes unterlassen hat und sich der vorliegende Sachverhalt zur Beurteilung des Grades der Behinderung als so

mangelhaft erweist, dass weitere Ermittlungen bzw. konkretere Sachverhaltsfeststellungen erforderlich erscheinen.

Das Verwaltungsgericht hat im Falle einer Zuruckverweisung darzulegen, welche notwendigen Ermittlungen die
Verwaltungsbehdrde unterlassen hat. (Ra 2014/20/0146 vom 20.05.2015)

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behdrde sohin unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens und der
vorgelegten Beweismittel unter Zugrundelegung der obigen AusfUhrungen zusatzlich zu dem bereits eingeholten
allgemeinmedizinischen Sachverstandigengutachten arztliche Sachverstandigengutachten der Fachrichtungen
Orthopadie sowie Psychiatrie/Neurologie, basierend auf der persénlichen Untersuchung des Beschwerdefuhrers,

einzuholen und die Ergebnisse bei der Entscheidungsfindung zu bertcksichtigen haben.

Von den Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird der BeschwerdefUhrer mit der Moglichkeit zur Abgabe

einer Stellungnahme in Wahrung des Parteiengehdrs in Kenntnis zu setzen sein.

Eine Nachholung des durchzufthrenden Ermittlungsverfahrens durch das Bundesverwaltungsgericht kann - im Lichte
der oben zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu 8 28 VwWGVG - nicht im Sinne des Gesetzes liegen. Dass
eine unmittelbare weitere Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht "im Interesse der Raschheit gelegen
oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden" ware, ist - angesichts des mit dem
bundesverwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren als Mehrparteienverfahren verbundenen erhéhten Aufwandes
und angesichts der im gegenstandlichen Fall unterlassenen Sachverhaltsermittlungen - nicht ersichtlich.

Im Ubrigen scheint die Zuriickverweisung der Rechtssache an die belangte Behérde auch vor dem Hintergrund der seit
01.07.2015 geltenden Neuerungsbeschrankung in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gemal3 §
19 Abs. 1 BEinstG zweckmaRig.

Die Voraussetzungen des 8 28 Abs. 2 VwGVG sind somit im gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben. Da der
malgebliche Sachverhalt im Fall des Beschwerdefihrers noch nicht feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht auch
nicht rascher und kostengunstiger festgestellt werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwagungen
der angefochtene Bescheid gemal3 8 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurlickzuverweisen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

In den rechtlichen Ausfihrungen zu Spruchteil A wurde ausflhrlich unter Bezugnahme auf die Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. u.a. Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, Ra 2015/01/0123 vom 06.07.2016, Ra
2014/20/0146 vom 20.05.2015, Ra 2015/08/0171 vom 27.01.2016, Ra 2015/10/0106 vom 24.02.2016) ausgefihrt,
warum die Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen
geboten war.

Schlagworte
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